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Sehr geehrte Leser*innen,

das Bundesarbeitsgericht hat mit seinem Urteil vom 
19. Februar 2026 (8 AZR 83/25) wichtige Fragen zum 
Auskunftsanspruch nach dem Entgelttransparenzgesetz 
geklärt. Im Fokus stehen die zeitliche Begrenzung und 
die betriebsbezogene Ausgestaltung des Anspruchs. 
Das Gericht befasst sich zudem mit dem Verhältnis 
zur EU-Entgelttransparenzrichtlinie. Die Entscheidung 
verdeutlicht insbesondere, dass deren Vorgaben auf 
bis zum 31. Dezember 2026 geltend gemachte Aus-
kunftsansprüche nach dem Entgelttransparenzgesetz 
weder unmittelbar noch mittelbar anzuwenden sind.

Wir wünschen Ihnen eine informative Lektüre.

Über die Autor*innen:

Dr. Lars Hinrichs, LL.M. (Univ. Stockholm), Leonie Scharwächter, Elisa Ultsch, Katharina Gohlke und 
Katja Sartori-Roethke sind Rechtsanwältinnen im Bereich Employment & Pensions bei Deloitte Legal. 
Dr. Lars Hinrichs und Elisa Ultsch sind zudem Fachanwältinnen für Arbeitsrecht. Als Autor*innen dieses 
Whitepapers bringen sie ihre Erfahrung in der arbeitsrechtlichen Beratung und ihre Expertise zu 
Vergütungsfragen ein. Rechtsberatung wird in Deutschland von Deloitte Legal erbracht.
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Das EntgelttTranspG in seiner aktuellen 
Fassung bleibt auch nach dem 
07.06.2026 bis zum Abschluss des Ge-
setzgebungsverfahrens zur Umsetzung 
der EUTPD die Rechtsquelle u.a. für den 
Entgeltauskunftsanspruch. 

1. Einleitung 

Die Umsetzung der EU-Entgelttransparenzrichtlinie (RL 2023/970/EU, EUPTD) in das 
inländische Recht lässt – auch nach Ablauf der vom EU-Gesetzgeber festgelegten 
Umsetzungsfrist des 07.06.2026 – weiterhin auf sich warten. Eine unmittelbare ho-
rizontale Anwendung der Vorgaben des EUPTD ab dem 07.06.2026 u.a. zum Entgel-
tauskunftsanspruch auf inländische Arbeitsverhältnisse ist nach der Rechtspre-
chung des EuGH (Rs. 152/84, Marshall) nur für Organisationen oder Einrichtungen 
relevant, die dem Staat oder seiner Aufsicht unterstehen und hierzu mit besonderen 
Rechten ausgestattet sind, die über diejenigen hinausgehen, die sich aus den für die 
Beziehung zwischen Privatpersonen geltenden Vorschriften ergeben. Wir haben die 
wesentlichen arbeitsrechtlichen Folgen der nicht fristgemäßen Umsetzung in unse-
rem EUPTD-Client Alert 05/2026 (https://www.deloittelegal.de/dl/de/services/le-
gal/perspectives/client-alert-anwendung-der-euptd.html) erörtert. Auch in den 
meisten weiteren EWR-Staaten befinden sich die Gesetzgebungsverfahren zur Um-
setzung der Vorgaben der EUPTD in das jeweilige inländische Recht derzeit noch im 
Verfahrensstadium (s. zum aktuellen Überblick des Status Quo in den einzelnen Mit-
gliedstaaten auch unsere regemäßig aktualisierten FAQ: https://www.deloi-
tte.com/de/de/services/tax/perspectives/eu-entgelttransparenzrichtlinie.html so-
wie den Deloitte EUPTD Transformation-Tracker: https://www.deloi-
tte.com/be/en/services/tax/analysis/eu-pay-transparency-directive.html).  

Das Entgelttransparenzgesetz in seiner aktuellen Fassung (EntgeltTranspG) bleibt 
im Übrigen auch nach dem 07.06.2026 bis zum Abschluss des Gesetzgebungsver-
fahrens zur Umsetzung der EUPTD die Rechtsquelle u.a. für den Auskunftsanspruch 
des Mitarbeiters in Bezug auf das Entgelt von Mitarbeitern des anderen Geschlechts 
mit gleicher/gleichwertiger Arbeit. Nicht-staatliche Arbeitgeber haben dabei nach 
dem allgemeinem Verständnis in der Vergütungspraxis bei der weiteren Anwendung 
des EntgeltTranspG das Gebots der richtlinienkonformen Auslegung zu beachten. 

Für das EntgeltTranspG hatte das BAG in seinem Urteil vom 19.02.2026 (8 AZR 
83/25) die Gelegenheit, die zeitliche Begrenzung und die betriebsbezogene Ausge-
staltung des Entgeltauskunftsanspruchs nach §§ 10 Abs. 1 S. 1, 11 Abs. 1 und 2 S. 1 
EntgeltTranspG klarzustellen. 

2. Der konkrete Sachverhalt 

Die klagende Mitarbeiterin ist bei dem beklagten Arbeitgeber am Standort Köln als 
Modern Work Place Specialist (MWPS) tätig. Der Arbeitgeber betreibt in Deutsch-
land sechs Standorte, wobei allein in Köln mehr als 200 Mitarbeiter beschäftigt sind. 
An allen Standorten ist ein Betriebsrat und im Unternehmen ist ein Gesamtbetriebs-
rat gebildet. Die Entgeltsystematik (die u.a. Regelungen zur Eingruppierung der Mit-
arbeiter in definierte Job Level enthält) ist in einer Gesamtbetriebsvereinbarung 
(GBV) geregelt. Die Mitarbeiterin ist dem Job Level 58 zugeordnet. Am Standort Köln 
waren im Jahr 2018 mindestens sechs männliche MWPS beschäftigt, die in die Job 
Level 60 bzw. 61 eingruppiert waren. Die Mitarbeiterin begehrte am 26.06.2019 Aus-
kunft über das durchschnittliche Bruttomonatseinkommen der männlichen MWPS 
unter Angabe der Job Level, sowie das Entgelt für die Vergleichstätigkeit als auf Voll-
zeitäquivalente hochgerechneten statistischen Median des durchschnittlichen mo-
natlichen Bruttoentgelts. Der Arbeitgeber verweigerte die Auskunft am 01.08.2019 
wegen einer zu geringen Anzahl vergleichbarer Mitarbeiter des anderen Geschlechts 
am Standort Köln.  

Die Mitarbeiterin erhob am 24.06.2022 Klage zur Auskunftserteilung über  

1. die Kriterien und das Verfahren zu ihrem Entgelt und zum Entgelt der beschäftig-
ten männlichen MWPS für die Jahre 2019 und 2020,  

2. den statistischen Median u.a. des durchschnittlichen monatlichen Bruttoentgelts 
für die beschäftigten männlichen MWPS für die Jahre 2017 bis 2020. 
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Arbeitgeber haben die Vorgaben der 
EUPTD nach der Klarstellung des BAG in 
jedem Fall nicht für Auskunftsansprüche 
zu beachten, die sich auf Kalenderjahre 
vor dem Jahr 2026 beziehen. 

3. Die Entscheidung des BAG 

Das BAG wies den ersten Antrag zu 1. mit der Begründung ab, dass die Mitarbeiterin 
den Auskunftsanspruch aus §§ 10 Abs. 1 S. 1, 11 Abs. 1 und 2 S. 1 EntgeltTranspG 
allein auf das relevante Bruttoentgelt des zurückliegenden Kalenderjahres beziehen 
kann. Der Anspruch erfasst weder das relevante Entgelt für das Kalenderjahr seiner 
Geltendmachung noch eine Mehrzahl von Kalenderjahren. Die Mitarbeiterin hätte 
daher diesen – erstmals mit der Klage geltend gemachten – Entgeltauskunftsan-
spruch gemäß dem Antrag zu 1. auf das Kalenderjahr 2021 beziehen müssen. 

Mit der gleichen Begründung wies das BAG auch den Auskunftsanspruch für die Ka-
lenderjahre 2017, 2019 und 2020 ab. Es erkannte den relevanten Auskunftsan-
spruch in der E-Mail vom 26.06.2019, so dass sich dieser nur auf das Kalenderjahr 
2018 beziehen konnte. Das BAG stellte klar, dass der Auskunftsanspruch aus dem 
EntgeltTranspG nur betriebsbezogen besteht und sich nicht auf relevante Mitarbei-
ter des anderen Geschlechts in den weiteren Betrieben des Unternehmens des Ar-
beitgebers beziehen kann – und dieser Rechtssatz auch bei unternehmensweiten 
Entgeltsystemen gemäß einer Gesamtbetriebsvereinbarung oder einem anwendba-
ren Flächen-/Firmentarifvertrag gilt. Der Betriebsbegriff nach dem EntgeltTranspG 
beurteile sich dabei nach dem betriebsverfassungsrechtlichen Betriebsbegriff. 

Das BAG erkannte zudem, dass auch der unternehmensbezogene Entgeltgleich-
heitsanspruch aus Art. 157 EUV dem betriebsbezogenen Entgeltauskunftsanspruch 
aus dem EntgeltTranspG nicht entgegensteht, da der Anspruch aus Art. 157 EUV kei-
nen Auskunftsanspruch inkludiert und § 12 EntgeltTranspG von diesem unabhängig 
zu beurteilen ist.  

Das BAG stellt schließlich klar, dass die EUPTD für den streitgegenständlichen Ent-
geltauskunftsanspruch nicht von Relevanz ist, da dieser einen in der Vergangenheit 
(= auf das Kalenderjahr 2018 bezogenen) abgeschlossenen Sachverhalt inkludiere 
und eine vergangenheitsbezogene Anwendung der EUPTD nicht gegeben sei. 

4. Praxishinweise 

Die Entscheidung ist für (v.a. nicht-staatliche) Arbeitgeber bis zum Abschluss des 
Gesetzgebungsverfahrens zur Umsetzung der EUPTD von materieller Relevanz: 

- Den Entgeltauskunftsanspruch nach §§ 10f. EntgeltTranspG begehrende Mitarbei-
ter beziehen diesen bisher in der Vergütungspraxis oft auf das aktuelle Kalenderjahr 
oder auf mehrere Kalenderjahre. Die vom BAG geschaffene Klarheit bedingt eine Un-
begründetheit solcher Auskunftsansprüche. 

- Die Betriebsbezogenheit des Auskunftsanspruchs nach §§ 10f. EntgeltTranspG be-
dingt in der Vergütungspraxis oft die Nichterreichung des gem. § 12 Abs. 3 Entgelt-
TranspG für die Auskunftsverpflichtung erforderlichen Schwellenwertes von min-
destens sechs Mitarbeitern des anderen Geschlechts mit gleicher/gleichwertiger 
Arbeit. Arbeitgeber mit mehreren Standorten haben dabei zu prüfen, ob der einzelne 
Standort für die Anwendung des § 12 Abs. 3 EntgeltTranspG die Voraussetzungen 
des betriebsverfassungsrechtlichen Betriebsbegriffs erfüllt. 

- Arbeitgeber haben die Vorgaben der EUPTD gemäß der Klarstellung des BAG in je-
dem Fall nicht für Auskunftsansprüche zu beachten, die sich auf Kalenderjahre vor 
dem Jahr 2026 beziehen. 

- De lege lata ist das Urteil nur von zeitlich begrenzter Relevanz. Die EUPTD erstreckt 
den Personenkreis der relevanten Mitarbeiter des anderen Geschlechts auf die ein-
heitliche Quelle der maßgeblichen Entgeltbedingungen (Art. 19 Abs. 1 EUPTD). Art. 
7 Abs. 3 EUPTD bestimmt für den zeitlichen Bezugspunkt des Entgeltauskunftsan-
spruchs keine inhaltlichen Grenzen. Hierzu wird jeweils abzuwarten sein, wie der 
deutsche Gesetzgeber diese Regelungen im Rahmen der Umsetzung der EUPTD in 
das EntgeltTranspG konkret inhaltlich ausgestaltet. 
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Praxiswissen für Ihren Erfolg im Job 

Seminare zu Vergütung, HR und Personal
Erhalten Sie in unseren Weiterbildungen praktisches und regulatorisches Know-how 
zu den aufsichtsrechtlichen Anforderungen an Vergütung und Personal nach Instituts-
VergV, MaRisk, ArbZG, BetrVG, AGG und BaFin-Rundschreiben. Jetzt informieren.

e-Learning – Klicken und Lernen
Das FORUM Institut bietet mit hochwertigen e-Learning-Programmen eine flexible 
Weiterbildungsform. Entscheiden Sie selbst, wann und wo Sie lernen.  
Jetzt unverbindlich testen. 
 
Inhouse-Seminare – Maßgeschneiderte Lösungen
Alle unsere Seminare eignen sich auch hervorragend als Inhouse-Training. 
Jetzt individuelles Angebot anfordern.

https://forum-institut.de/themen/banken-finanzinstitute/verguetung-hr-personal?utm_campaign=117
https://forum-institut.de/gratis-demo-zugang-e-learning?utm_campaign=117
https://forum-institut.de/formate/inhouse-weiterbildung/inhouse-weiterbildung-banken-finanzdienstleister?utm_campaign=117

